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VERFAHRENSVERMERKE 
 
1) Aufstellungsbeschluss 

Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Weilerbach hat in seiner Sitzung am __.__.20__ 
gem. § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung der Teilfortschreibung des Flächennutzungsplans beschlossen. 

 
2) Öffentliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 

Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 BauGB erfolgte am 
__.__.20__ durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Verbandsgemeinde Weilerbach. 

 
3) Einholung der Landesplanerischen Stellungnahme 

Nach der Vorlage des Vorentwurfs zum Flächennutzungsplan und der Zustimmung durch den 
Verbandsgemeinderat wurde am __.__.20__ die Landesplanerische Stellungnahme bei der 
Kreisverwaltung Kaiserslautern beantragt. Diese wurde am __.__.20__ abgegeben. 
(Zusammen mit Beteiligungsverfahren durchgeführt) 

  
4) Frühzeitige Beteiligung der Bürger 

Die frühzeitige Bürgerbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte in der Zeit vom __.__.20__ bis 
einschließlich __.__.20__. Die Bürger wurden im Amtsblatt vom __.__.20__ darüber informiert, dass 
während dieser Frist Gelegenheit besteht, den Vorentwurf einzusehen und sich zur Planung zu äußern. 

 
5) Frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 

Das Verfahren zur frühzeitigen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
wurde mit Schreiben vom __.__.20__ eingeleitet. Die Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 
wurden in diesem Zusammenhang darüber informiert, dass bis zum __.__.20__ Stellungnahmen 
abgegeben werden können. 

 
6) Annahme und öffentliche Auslegung des Flächennutzungsplanentwurfes 

Der Verbandsgemeinderat hat am __.__.20__ nach Erörterung und Abwägung über die eingegangenen 
Stellungnahmen der frühzeitigen Beteiligung die Annahme und Auslegung des Planentwurfs 
beschlossen. 

 
7) Bekanntmachung der Auslegung  

Ort und Dauer der Auslegung des Planentwurfs wurden am __.__.20__ durch Veröffentlichung im 
Amtsblatt ortsüblich bekanntgemacht. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden 
mit Schreiben vom __.__.20__ über die Auslegung benachrichtigt. 

 
8) Öffentliche Auslegung des Planentwurfs 

Der Planentwurf lag gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom __.__.20__ bis __.__.20__ aus. 
 
9) Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der Nachbargemeinden 

Parallel zur öffentlichen Auslegung des Planentwurfs wurde die Beteiligung der von der Planung 
berührten Behörden und anderer Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie die 
interkommunale Abstimmung nach § 2 Abs. 2 BauGB durchgeführt. Hierzu wurden mit Schreiben vom 
__.__.20__ Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden aufgefordert 
eine Stellungnahme zur Planung bis zum __.__.20__ abzugeben. 
 

10) Annahme und öffentliche Auslegung des Flächennutzungsplanentwurfes 
Der Verbandsgemeinderat hat am __.__.20__ nach Erörterung und Abwägung über die eingegangenen 
Stellungnahmen der Beteiligung die Annahme und erneute Auslegung des Planentwurfs beschlossen. 

 11) Erneute Öffentliche Auslegung des Planentwurfs 
Der Planentwurf lag gemäß § 4a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom __.__.20__ bis 
__.__.20__ aus. 

 
12) Erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der 

Nachbargemeinden 
Parallel zur erneuten öffentlichen Auslegung des Planentwurfs wurde die Beteiligung der von der 
Planung berührten Behörden und anderer Träger öffentlicher Belange gemäß § 4a Abs. 3 BauGB i.V.m. 
§ 4 Abs. 2 BauGB sowie die interkommunale Abstimmung nach § 2 Abs. 2 BauGB durchgeführt. Hierzu 
wurden mit Schreiben vom __.__.20__ Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange sowie 
Nachbargemeinden aufgefordert eine Stellungnahme zur Planung bis zum __.__.20__ abzugeben. 
 

13) Zweite Erneute Öffentliche Auslegung des Planentwurfs 
Der Planentwurf lag gemäß § 4a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom __.__.20__ bis 
__.__.20__ aus. 

 
14) Zweite Erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der 

Nachbargemeinden 
Parallel zur zweiten erneuten öffentlichen Auslegung des Planentwurfs wurde die Beteiligung der von 
der Planung berührten Behörden und anderer Träger öffentlicher Belange gemäß § 4a Abs. 3 BauGB 
i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB sowie die interkommunale Abstimmung nach § 2 Abs. 2 BauGB durchgeführt. 
Hierzu wurden mit Schreiben vom __.__.20__ Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange sowie 
Nachbargemeinden aufgefordert eine Stellungnahme zur Planung bis zum __.__.20__ abzugeben. 
 

15) Prüfung der Anregungen und Bedenken 
Der Verbandsgemeinderat hat über die im Rahmen der erneuten Offenlage sowie der im Rahmen der 
zweiten erneuten Offenlage eingegangenen Bedenken und Anregungen in seiner Sitzung am 
__.__.20__ beraten und beschlossen. Das Ergebnis wurde mit Schreiben vom __.__.20__ mitgeteilt. 

 
16) Feststellungsbeschluss 

Der Verbandsgemeinderat Weilerbach hat in seiner Sitzung am __.__.20__ die Teilfortschreibung des 
Flächennutzungsplans nach Feststellung, dass die vorliegende Planung die aktuelle und sachgerechte 
Abwägung der öffentlichen und privaten Belange untereinander und gegeneinander widerspiegelt, 
beschlossen.  

 
17) Zustimmung der Ortsgemeinden  

Die Zustimmung zum Flächennutzungsplan gem. § 67 Abs. 2 GemO i.V.m. § 203 Abs. 2 S. 2 BauGB 
erfolgte in den einzelnen Gemeinden der Verbandsgemeinde Weilerbach wie folgt:  
Erzenhausen (__.__.20__, zugestimmt), Eulenbis (__.__.20__, zugestimmt), Kollweiler (__.__.20__, 
zugestimmt), Mackenbach (__.__.20__, zugestimmt), Reichenbach-Steegen (__.__.20__, zugestimmt), 
Rodenbach (__.__.20__, zugestimmt), Schwedelbach (__.__.20__, zugestimmt), Weilerbach 
(__.__.20__, zugestimmt). 

 
Die nach § 67 Abs. 2 S. 3 GemO erforderliche Mehrheit wurde erreicht. 

 
18) Genehmigung des Flächennutzungsplans 

Die Genehmigung des Flächennutzungsplan gemäß § 6 BauGB durch die Kreisverwaltung  
Kaiserslautern erfolgte am ............................ . 

 
19) Ausfertigung 

Das für den Flächennutzungsplan vorgeschrieben gesetzliche Verfahren wurde eingehalten. 
Der Flächennutzungsplan wird hiermit ausgefertigt. Er tritt am Tag seiner Bekanntmachung in Kraft. 

 
 
 
 

Ausgefertigt: 
Weilerbach, den .....................              .............................         .............................   
                                                                     Dienstsiegel                Bürgermeister       

 
20) Bekanntmachung der Genehmigung und Rechtswirksamkeit 

Die Genehmigung des Flächennutzungsplans durch die Kreisverwaltung Kaiserslautern wurde gemäß 
§ 6 Abs. 5 BauGB am ..................ortsüblich bekannt gemacht.  
Mit dem Datum der Bekanntmachung ist der Flächennutzungsplan rechtswirksam. 

 
Der Flächennutzungsplan, die Begründung und die zusammenfassende Erklärung können von 
jedermann eingesehen werden und über deren Inhalt Auskunft verlangt werden. 

 
 
 
 
 
 

Weilerbach, den .....................              .............................         .............................   
                                                                     Dienstsiegel                Bürgermeisterin       
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das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221). 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
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Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes 
(Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S.58), zuletzt geändert durch 
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